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Vorbiatt 


Nachlauf-Verordnungen 
(Aufhebungsrecht des Bundestages 
innerhalb von vier Monaten nach Verkündung) 

a) Erhebung von Ausgleichsabgaben zur Sicherung 
der deutschen Landwirtschaft 

h) Angleichungszölle für Verarbeitungsweine grie- 
chischer Erzeugung 

c) Zollaussetzung für Sprotten und Kaviar 

(Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

a) Die deutsche Landwirtschaft soll für eine Übergangszeit (bis 
31. Dezember 1969) vor Einkommensverlusten durch die Auf- 
wertung der Deutschen Mark geschützt werden. 

b) Infolge bestehender Zolldisparitäten ergeben sich Verkehrs- 
verlagerungen bei den Importen von griechischen Weinen 
zum Nachteil der Bundesrepublik. 

c) Die schon seit Jahren bestehenden Zollaussetzungen für 
Sprotten und Kaviar sind im November 1969 ausgelaufen. 


B. Lösung 

Zu a) 

Bei Agrarwaren sollen deshalb die Einfuhren mit Zöllen be- 
lastet und die Ausfuhren entlastet werden. 

Zu b) 

Die EG-Kommission hat deshalb die Bundesregierung ermäch- 
tigt, unter bestimmten Voraussetzungen bei Direktimporten 
und Umwegeinfuhren Angleichungszölle zu erheben. 

Zu c) 

Die Zollaussetzungen sollen bis 31. Dezember 1969 bzw. 30. No- 
vember 1970 verlängert werden. 
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Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung erlassenen 

a) Verordnungen über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe 
zur Sicherung der deutschen Landwirtschaft 

— Drucksachen VI/59, VI/147, VI/173 — 

b) Verordnungen zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
• (Nr. 19/69 und Nr. 2/70 — Angleichungszölle für Verarbei- 
tungsweine griechischer Erzeugung) 

— Drucksachen VI/214, Vl/315 — 

c) Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 23/69 — Zollaussetzung für Sprotten und Kaviar) 

— Drucksache VI/314 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Giulini 


Die Verordnungen, die alle bereits in Kraft ge- 
treten sind, wurden vom Herrn Präsidenten an den 
Ausschuß für Wirtschaft federführend und zum Teil 
(Drucksachen Vl/59, VI/147, Vl/173) an den Haushalts- 
ausschuß mitberatend überwiesen. Es handelt sich 
um sogenannte Nachlauf-Verordnungen, bei denen 
der Deutsche Bundestag nach § 77 Abs. 7 des ZolT 
gesetzes ein Aufhebungsrecht in einer Frist von 
vier Monaten nach Verkündung hat. Der Haushalts- 
ausschuß hat den ihm mitberatend überwiesenen 
Vorlagen zugestimmt. 

Die Verordnungen über die Erhebung von Aus- 
gleichsabgaben wurden erlassen, um die deutsche 
Landwirtschaft vor den Folgen der DM-Aufwertung 
zu schützen. 

Die Bundesregierung hatte deshalb in Ausnutzung 
von mehreren Ermächtigungen der EG-Kommission 
für eine übergangsfrist vom 27. Oktober bis 31. De- 
zember 1969 Ausgleichsabgaben in Form von An- 
gleichungszöllen eingeführt, die bei Ein- und Aus- 
fuhren von Agrarwaren das derzeitige Preisniveau 
garantieren. 


Diese Ubergangsregelung ist in der Zwischenzeit 
durch das am 1. Januar 1970 in Kraft getretene Auf- 
wertungsausgleichsgesetz vom 23. Dezember 1969 
(BGBl. I S. 2381) abgelöst worden. 

Griechenland stehen nach dem Assoziierungsab- 
kommen mit der EWG Zollkontingente für Trink- 
weine und Verarbeitungsweine zu den in den EWG- 
Mitgliedsländern jeweils geltenden Binnen-Zollsät- 
zen zu. Infolge der noch bestehenden Zolldisparitä- 
ten zwischen der Bundesrepublik und den Benelux- 
Ländern wurden in zunehmendem Maße Verarbei- 
tungsweine, insbesondere Brennweine, die ganz 
oder teilweise Weine griechischer Erzeugung ent- 
halten, über die Benelux-Länder in die Bundesrepu- 
blik eingeführt. Die Bundesrepublik wurde deshalb 
von der EG-Kommission ermächtigt, Angleichungs- 
zölle zu erheben, wenn die vereinbarten Zollkon- 
tingente von 228 500 hl überschritten sind. Von die- 
sen Ermächtigungen hat die Bundesregierung in den 
beiden Verordnungen Gebrauch gemacht. 

Der EG-Zollsatz für Sprotten wurde vom Rat bis 
zum 31. Dezember 1969 bis auf 13 Ao ausgesetzt, um 
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dem Bedarf der sprottenverwendenden Industrie in 
der Gemeinsdiaft Rechnung zu tragen. Die Bundes- 
regierung hat deshalb bis 31. Dezember 1969 den 
noch bestehenden nationalen Außenzollsatz von 
12 Vo entsprechend bis auf 7,8 Vo ausgesetzt (65 Voige 
Anpassung gemäß der 2. Angleichung). Bei Kaviar 
wurde im Zusammenhang mit der Verlängerung des 
Handelsabkommens EWG — Iran bis 30. November 
1970 der Zollsatz weiterhin bis auf 24 Vo ausgesetzt. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von seinem Aufhebungsrecht kei- 
nen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 26. Februar 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Dr. Giulini 

Vorsitzender Berichterstatter 
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